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Neue Generation
wird befragt
Wie geht es den Abgängerin-
nen und Abgängern der neuen
Lehrerbildung?

Im Rahmen eines Dissertations-
projektes am Institut für Erzie-
hungswissenschaft der Univer-
sität Bern werden im kommen-
den Sommer die bisherigen Ab-
gängerinnen und Abgänger der
zehn deutschsprachigen Päda-
gogischen Hochschulen einen
Fragebogen erhalten, mit dem
sie u.a. zu ihrer bisherigen Be-
rufstätigkeit, -zufriedenheit und
-belastung befragt werden.
Im Winter 2008/09 werden mit
einer kleineren Stichprobe In-
terviews durchgeführt, bei de-
nen u.a. die Vorbereitung auf
die Berufspraxis und der Be-
rufseinstieg thematisiert wer-
den. Eine Vorgängerstudie, wel-
che ähnlichen Fragestellungen
bei Abgängerinnen und Abgän-
gern der damals noch seminari-
stischen Ausbildung im Kanton
Bern nachgegangen ist, wird
zumindest teilweise Vergleiche
der beiden Ausbildungswege
erlauben. Es wird also möglich
sein zu eruieren, in welcher
Hinsicht die Ausbildung an ei-
ner PH gegenüber der semina-
ristischen Ausbildung aus Sicht
der «neuen» Generation von
Lehrkräften Veränderungen
und Verbesserungen mit sich
bringt.
Vergleiche zwischen den einzel-
nen Pädagogischen Hochschu-
len können und sollen im Rah-
men dieses Projektes nicht vor-
genommen werden. Erste Er-
gebnisse der schriftlichen und
der mündlichen Befragung
werden im Verlaufe des Jahres
2009 vorliegen.
Die Forschenden danken den
PHs schon an dieser Stelle für
die bereitwillige und koopera-
tive Unterstützung des Projekts.
Für Fragen dazu stehen lic. phil.
Katrin Müller (katrin.mueller@
edu.unibe.ch) und lic. phil. Da-
niel Ingrisani (daniel.ingrisani@
edu.unibe.ch) gerne zur Verfü-
gung.
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Schule auf den Markt?
«Bildungsvielfalt»-Initiative will Wettbewerb zwischen Staats- und Privatschulen
LCH-Meinung: Freie Schulwahl bringt mehr Schaden als Nutzen

Alles bleibt, wie es nie war
Familie: Ein Erfolgsmodell wird besichtigt – und missbraucht
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Guten Schultag!

«Die Qualität steigt an allen Schulen mit dem pädagogischen Wettbewerb. Gute

Schulen werden begehrt sein und Schulen mit weniger Anmeldungen werden

sich schnell verbessern müssen oder eben schliessen. Die faulen Äpfel fallen

vom Baum.» – Ein fast gemütliches Bild, das die «Elternlobby Schweiz» verwen-

det, um für ihre Initiative «Ja, Bildungsvielfalt für alle» zu werben (Berichte ab

Seite 7). «Bildungsvielfalt», über die demnächst im Kanton Baselland und spä-

ter wohl auch anderswo abgestimmt wird, heisst nach Meinung der Initianten,

dass Eltern für ihre Kinder frei zwischen den einzelnen staatlichen und nicht-

staatlichen Schulen wählen können. Der Besuch von

Privatschulen in der Schweiz – sofern sie keine ethni-

schen, religiösen oder finanziellen Zugangsbeschrän-

kungen kennen – würde vom Staat laut Initiative «ent-

sprechend den Durchschnittskosten der öffentlichen

Schule finanziert».

Das heisst: Der Staat gäbe den Eltern einen «Bildungs-

gutschein» in die Hand, den diese dann bei einer Bil-

dungseinrichtung ihrer Wahl einlösen könnten. Wenn

also die Eltern X ihre Caroline nach der dritten Klasse

nicht mehr in die örtliche Primarschule, sondern in die

regionale Steinerschule schicken, so verliert die Primarschule nicht nur eine

Schülerin, sondern auch das entsprechende Geld. Aber auch wenn die Eltern Y

finden, ihr Kevin solle nicht mehr im Industriedorf Pratteln, sondern in der no-

bleren Umgebung von Seltisberg seine Bildung erwerben, könnte der Schüler

samt Geld transferiert werden. Und falls sich X und Y im Jahr darauf wieder

umbesinnen würden, könnten sie ohne Weiteres erneut von ihrer verfassungs-

mässigen Wahlfreiheit Gebrauch machen.

Die Vorstellung, dass aufgrund ihres Begehrens Steuergelder vom Kanton

Baselland ins Engadin und an den Genfersee abfliessen könnten, ist den Initi-

anten nicht recht. Sie reden mit Vorliebe nicht von Privatschulen, sondern von

«Vertragsschulen in nichtstaatlicher freier Trägerschaft». Privatschulen näm-

lich seien «Schulen, die nicht alle Kinder aufnehmen wollen» und demzufolge

auch keine staatlichen Gelder erwarten dürften. Ob diese Unterscheidung vor

irgendeiner Instanz haltbar wäre? Und mit der angestrebten Vielfalt kann es

auch nicht so weit her sein, denn: «95% unserer Initiative betrifft die Wahl inner-

halb der Staatsschulen.»

Weshalb dann der ganze Rummel? Die Initiative soll einer bestimmten Kate-

gorie von Schulen mit besonderer pädagogischer Ausrichtung und «freier Trä-

gerschaft» zusätzliche Mittel verschaffen. Das ist der Kern. Dafür nehmen die

Initianten schwere Risiken und Nebenwirkungen in Kauf. «Gut gemeint ist das

Gegenteil von gut», lautet das treffende Motto der Initiativgegner. Im eigenen

Interesse sollten Lehrerinnen und Lehrer – in Baselland und anderswo – ihre

Möglichkeiten wahrnehmen, an der öffentlichen Meinungsbildung in diesem

Sinne mitzuwirken.
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